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Cr. 5934.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 29. Juli 1864., betreffend die Verleihung der fis ka⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee 
von der Oder⸗Schiffbruͤcke bei Krappitz, im Kreiſe Oppeln, nach Ober-Glo⸗ 

gau, im Kreiſe Neuſtadt, Regierungsbezirk Oppeln. f 


Maden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee im Regierungsbezirk Oppeln von der Oder⸗Schiffbruͤcke bei Krappitz, 
im Kreiſe Oppeln, nach Ober-Glogau, im Kreiſe Neuſtadt, genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch den Kreiſen Oppeln und Neuſtadt das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Kreiſen gegen Uebernahme der 
künftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Ehauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betref⸗ 
fenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen 
N ien der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i . 
8 Bad Gaſtein, den 29. Juli 1864. 

Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. September 1864. 


. „5 
hoͤchſter Erlaß vom A. August 1864., betreffend die Abaͤnderung einig 
Beſtimmungen des Reifefoftene Negulativs für die Armee vom 28. De 
zember 1848. 1 0 8 8 


(Fr. 5935.) Aller 


„ 
Om Verfolge Meiner Order vom 24. März 1855., die Aufhebung des H. 6. 
des Reiſekoſten⸗Regulativs fuͤr die Armee vom 28. Dezember 1848. betreffend, 
will Ich auf den Antrag des Staatsminiſteriums noch zu folgenden Abaͤnde⸗ 

rungen in dieſem Regulativ Meine Genehmigung ertheilen, als 

1) das Umzugsgeld fuͤr Umzuͤge mit Familie iſt den Unteroffizieren und 
Gemeinen, ſowie den Militairbeamten gleichen Ranges nicht allein bei 
der Verſetzung Einzelner zu zahlen, wie das Reiſekoſten-Regulativ im 
H. 5. zu A. 6. vorſchreibt, ſondern auch bei der Verlegung ganzer 
Truppentheile zu gewaͤhren; g 

2) die durch das Reiſekoſten⸗Regulativ im H. 1. zu 3. ausgeſetzte Neben⸗ 
gewaͤhrung fuͤr die Mitnahme eines Wagens faͤllt weg. Nur den 
höheren Offizieren bis zum Brigade⸗Kommandeur einſchließlich abwaͤrts 
ſoll es geſtattet ſein, bei den Dienſtreiſen, bei welchen ſie genoͤthigt ſind, 
Strecken von mehr als einer Poſtſtation hintereinander auf dem Land⸗ 
wege zuruͤckzulegen, einen Wagen auf den per Eiſenbahn oder Dampf⸗ 
ſchiff zuruͤckzulegenden Strecken mitzufuͤhren, wofür ihnen die nachweis⸗ 

lich erwachſenen Koſten nach den Satzen der beſtehenden Vertraͤge, 
event. des Eiſenbahn⸗ und Dampfſchiff⸗Tarifs erſtattet und außerdem 
fuͤr das jedesmalige Hin⸗ und Ruͤckfahren des Wagens zuſammen 
1 Rthlr. 15 Sgr. gewährt werden duͤrfen; 

3) die Beſtimmung des H. 4. des Reiſekoſten⸗Regulativs wird aufgehoben 
und in deren Stelle hierdurch vorgeſchrieben, daß Offiziere aller Grade 
und Militairbeamte mit militairiſchem Range, welche mehr als Eine 
Fourage⸗Ration zu beziehen haben, für. alle Dienſtreiſen, bei welchen 
ſie den in einer Entfernung von drei Meilen um den Garniſonort zu 
ziehenden Kreis nicht uͤberſchreiten, kein Meilengeld zu fordern berech⸗ 
tigt ſein ſollen; 

4) die im H. 1. ad 4. des Reiſekoſten⸗Regulativs normirte Nebengewaͤh⸗ 
rung für die Befoͤrderung eines Dieners auf Eiſenbahnen und Dampf: 
ſchiffen darf den bisher zum Empfange berechtigten Offizieren und 
Militairbeamten nicht nur gewaͤhrt werden, wenn ſie den Diener auf 
der Reiſe mitgenommen, ſondern auch wenn ſie denſelben nach dem 
Beſtimmungsorte herangezogen haben. 


Wildbad Gaſtein, den 4. Auguſt 1864. 


J 


—. 


3 — Sinn Erd: 


n 


Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bo delſchwingh. v. Ro on. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 1 


An das Staatsminiſterium. 


(Fr. 5936) 


1 


5936 Alerhöchfter Erlaß vom 12. Auguſt 1864., befreffend die Verleihung der fiöta- er. 
lischen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauffee von 


Jakobs ⸗Grube im Kreiſe Beuthen bis zur Pleßer Kreisgrenze zum An⸗ 
ſchluß an die Aber Emanuelsſegen nach Kobier führende Chauſſee. 5 


N tem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Major 


a. D. von Tiele⸗Winkler zu Miechowitz beabſichtigten Bau einer Chauſſee von 


Jakobs⸗Grube im Kreiſe Beuthen des Regierungsbezirks Oppeln bis zur Pleßer 


N Kreisgrenze zum Anſchluß an die uͤber Emanuelsſegen nach Kobier fuͤhrende 


Chauffee genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Unternehmer das Expro⸗ 
priationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleiche 


das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs Materialien, 


nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Be⸗ 


zug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Unternehmer gegen Uebernahme 


der künftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhe⸗ 


bung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthalte⸗ 
nen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung be⸗ 
treffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 


Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 


dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 


wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 


kommen. n 


Derr gegenwartige Erlaß ift durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
KRenntniß zu bringen. N 


Bad Gaſtein, den 12. Auguſt 1864. 
Wilhelm. 


Fuͤr den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 


Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. ; 


b. 5038-5937). 75” (Nr. 5937.) 


ti 


ätigungd-Urkunde eines Nachtrages zu den Statuten der Berlin⸗Stettin 
Eiſenbahngeſellſchaft wegen Erhoͤhung des Stammaktien⸗Kapitals derſel⸗ 
ben um 1,100,000 Thaler. Vom 14. Auguſt 1864. 1 


a Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


Nachdem die Berlin» Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalver⸗ 
ſammlung ihrer Aktionaire vom 26. Mai 1864. zum Zwecke der Ausführung 
verſchiedener Erweiterungsbauten auf ihren Bahnhöfen zu Berlin, Stettin und 

Stargard, ſowie Behufs einer Vermehrung der Betriebsmittel auf der Berlin⸗ 
Stettin⸗Stargarder Bahnſtrecke die Erhoͤhung ihres Stammaktien⸗Kapitals um 
den Betrag von 1,100,000 Thalern beſchloſſen hat, wollen Wir hierzu Unſere 
= ‚landesherrliche Genehmigung ertheilen und den anliegenden, auf Grund der Be: 
Sa ſchluͤſſe der Generalverſammlung ausgefertigten Nachtrag zu den Statuten der 
8 Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft hiermit beſtaͤtigen. i 
n Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statuten⸗Nachtrage durch die 
Sefeß - Sammlung bekannt zu machen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 14. Auguſt 1864. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fuͤr den Juſtizminiſter: 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. 


Cr. 6937.) Beſt 


Nachtrag 
zu den 


am 12. Oktober 1840. Allerhöchſt beſtätigten Statuten der 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Geſetz⸗Sammlung von 1840. Seite 305. ff.) 


Das Anlagekapital der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft wird um 
„Eine Million Einmalhunderttauſend Thaler“ en 
Behufs fernerer Erweiterung des Berliner Bahnhofes, ſowie zur Erweiterung ö 
des Stargarder Bahnhofes und einiger Gebaͤude auf dem Stettiner Bahnhofe, 
desgleichen zur abermaligen Vermehrung der Transportmittel fuͤr die S 45 


Berl Ste gard durch Kreirung von Stammaktien zum b g Nö x 
ee welche für Rechnung der Geſellſchaft verkauft werden . ver⸗ 
mehrt. a 


Stettin, den 26. Juni 1864. 


st. 5938.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Auguſt 1864., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrages zu dem Statute der Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


. die Berlin⸗Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft, in den Generalverſamm⸗ 
lungen vom 30. April und 17. Juni v. J. eine Abänderung ihres unter dem 
15. Mai 1839. beſtaͤtigten Statuts in dem F. 18., ſoweit daſelbſt über die Aus⸗ 
gabe neuer Dividendenſcheine Beſtimmung getroffen iſt, beſchloſſen hat, will Ich 
dem hiernach aufgeſtellten Statut⸗ Nachtrage, : wie er in der hierbei zuruͤckgehenden 
10 notariellen Verhandlung vom 28. April d. J. von der Direktion und dem Ver⸗ 
waltungsrathe der Geſellſchaft vollzogen iſt, Meine Genehmigung ertheilen und 
beauftrage Sie, denſelben mit dieſem Meinem Erlaſſe durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Schloß Schönbrunn, den 21. Auguſt 1864. 


Wilhelm. 


Fuͤr den Suffigminifter: 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter: 


Fernere Nachtragsbeſtimmung 
5 zu dem f 
am 15. Mai 1839. Allerhöchſt beitätigten Statute der Berlin⸗ 
Sächſiſchen, jetzt Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Die Berlin-Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft hat folgende Abaͤnderung 


us oben bezeichneten Statuts beſchloſſen und feſtgeſetzt: 


Einziger Artikel. 


Dier Schlußſatz des $. 18. des am 15. Mai 1839. Allerhöchſt bete ; 
i (dr. 5 


ſchafts d da daß i 
der auszug a Div cheine ſämmtlicher Stammaktien (ie A. B. 
u den Aktien ſelbſt nicht mehr bedarf und daß vielmehr bei Ausgabe der ° 
videndenſcheine gleichzeitig mit dieſen Talons ausgegeben werden ſollen, auf 
Grund deren die ſpaͤteren Dividendenſcheine ohne Produktion der Aktien e 85 
. werden. 


9 0 0 5939.0 Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Auguſt 1864., betreffend die Genehmigung in 1 
i Reglements uͤber die Bildung und Verwaltung des . für bie a 
evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz all: 5 


e Ich das hierbei zuruͤckgehende, von Ihnen im Einverſtaͤndniß mit ate 
Evangelifhen Ober⸗Kirchenrath vorgelegte Reglement für den zur Unterſtuͤtzung 
der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Preußen zu bildenden 5 
, Fonds, welches mit dem 1. Januar 1865. in Kraft tritt, hierdurch genehmige, 
verleihe Ich dem Fonds zugleich die Rechte einer juriſtiſchen Perſon. i 
Dieſer Mein Erlaß und das beiliegende Reglement find in der Geſetz⸗ 
Sammlung abzudrucken. 


Schloß Schönbrunn, den 24, a 1864. 5 
85 | Wilhelm. | >, 
5 88 v. Mähler, 
Mn den Münster der eie 1% re 


5 


Reglement 


des 


Emeritenfonds für die evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz 


Preußen. 


H. 1. 


Es wird ein Emeritenfonds fuͤr die evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz 5 


Preußen errichtet. 5 
Derſelbe tritt mit dem 1. Januar 1865. in Wirkſamkeit. 


F. 2. 


Zweck des Fonds iſt: den Geiſtlichen der Provinz Preußen im Fall ihrer 
ehrenvollen Emeritirung, wenn fie nach tadelloſer Amtsfuͤhrung Alters-, Krank⸗ 
heits⸗ oder Schwachheitshalber mit hinreichendem, von der Aufſichtsbehoͤrde 
anerkannten Grunde in den Ruheſtand verſetzt werden, einen lebenslaͤnglichen 
Zuſchuß zu dem ihnen geſetzlich aus dem Einkommen ihrer Pfarrſtelle zuſtehen⸗ 
den Emeritengehalte zu gewaͤhren. 

Erfolgt die Niederlegung oder die Entziehung des Amts aus anderen 
Gruͤnden, ſo findet ein Anſpruch auf Gewaͤhrung eines Zuſchuſſes aus de 


Emeritenfonds nicht ſtatt. f 


§. 3. . 


Zur Theilnahme an dem Emeritenfonds find berechtigt: alle in der 
Provinz Preußen in der pfarramtlichen Seelſorge unwiderruflich angeſtellten 
Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche, einſchließlich der feſt angeftellten Huͤlfs⸗ 
geiſtlichen, ohne Unterſchied, ob mit ihrer geiſtlichen Stelle noch ein Schul⸗ oder 
anderes Nebenamt verbunden iſt, oder nicht. 5 

Verpflichtet zur Theilnahme an dem Fonds ſind alle nach Publika⸗ 
tion dieſes Reglements in eine Stelle dieſer Kategorie berufenen Geiſtlichen. 

Nicht berechtigt zur Theilnahme an dem Fonds ſind alle nur voruͤber⸗ 
gehend angeſtellten Pfarrgehuͤlfen und Huͤlfsgeiſtlichen, denen nicht ein beſtimmtes 
Einkommen aus einer feſt fundirten Stelle angewieſen iſt. 


H. 4. 


Diejenigen gegenwaͤrtig bereits im Amte ſtehenden Geiſtlichen, welche ihren 
Beitritt zu dem Fonds nicht bis zum 1. Januar 1865. erklaͤren, haben, wenn 
fie ſpäter beitreten, die vollen Beiträge vom 1. Januar 1865, ab nebſt fünf Pro⸗ 
zent Zinſen, von dem jedesmaligen Faͤlligkeitstermine an gerechnet, e 

(Nr, 5939.) * 


x. 0, ; ee 

Geiſtliche, welche aus einer anderen Provinz in die Provinz Preußen ber 
rufen werden, oder aus einer zum Beitritt zu dem Emeritenfonds nicht berechti⸗ a: 
genden Amtsſtellung in eine folche übergehen, welche die Verpflichtung zum Beitritt b 
begründet (H. 3.), find zu Nachzahlungen nicht verpflichtet, ſondern haben ihre 
Beitraͤge lediglich vom Beginne desjenigen Quartals an zu entrichten, in wel⸗ 
chem ſie in die neue Stelle eingetreten ſind. 


is $. 6. | 


Die in der Provinz Preußen angeftellten Divifions- und felbftftändigen 
Garniſonprediger, desgleichen diejenigen Geiſtlichen an Straf⸗, Irren⸗, Kranken⸗ 
Anſtalten u. ſ. w., welche im Fall einer ehrenvollen Emeritirung aus anderen 
Fonds eine Penſion beziehen, konnen gleichfalls das Anrecht auf einen Zuſchuß 
aus dem Emeritenfonds fuͤr ſich erwerben, wenn ſie, und zwar die bereits im 
Amte ſtehenden bis zum 1. Januar 1865., die ſpaͤter Angeſtellten innerhalb der 
erſten drei Monate nach dem Antritt ihres Amtes, ihren Beitritt erklaͤren und 
den entſprechenden Beitrag leiſten. 


SL 


Einen Anſpruch auf Zuſchuß aus dem Emeritenfonds haben nur die⸗ 
jenigen Geiſtlichen, welche nach Ablauf von wenigſtens einem Jahre nach er⸗ 


92 folgtem Beitritt zu dem Fonds in den Ruheſtand treten. 


1) nach Vollendung des erſten Jahres nach geſchehenem Beitritt 40 Rthlr., 
i 80 


) nach Vollendung des zweiten Jahres 5 
3) nach Vollendung des dritten Jahres 120 „ 
4) nach Vollendung des vierten Jahres 150% 
5) nach Vollendung des fuͤnften Jahres 200 
Dieſe Sage gelten für alle betheiligten Geiſtlichen gleichmäßig. 
H. 8. i 


Tritt der Fall ein, daß in einem Jahre mehr zum vollen Zuſchuß von 

200 Rthlr. berechtigte emeritirte Geiſtliche vorhanden ſind, als der Fonds aus 

ſeinen regelmaͤßigen Einnahmen zu befriedigen im Stande iſt, ſo haben nur 

die bereits in den fruͤheren Jahren Emeritirten Anſpruch auf den vollen Zu⸗ 
ſchuß von 200 Thalern; die erſt im letzten Jahre neu Hinzutretenden muͤſſen 

ſich nach Maaßgabe der Leiſtungsfaͤhigkeit des Fonds mit einer Theilung des 

Ueberſchuſſes begnuͤgen. Sie ruͤcken aber nach der Zeitfolge ihrer Emeritirung 

in die vakant werdenden vollen Stellen ein und erhalten ſelbſt, beziehungs⸗ 
weiſe ihre Hinterbliebenen fuͤr die Zeit der Entbehrung, ſoweit die laufenden 

Einnahmen dazu ausreichen, nachtraͤglich Entſchaͤdigung, wenn der Fonds in 

beſſere Lage kommt. 5 9 2 

i g N H. 9. a 


nn 3 Die Zahlung des Zuſchuſſes erfolgt vierteljährlich praͤnumerando. Sie 
beginnt mit dem erſten Tage des auf den Eintritt der Emeritirung unmittelbar 
folgenden Kalender - Quartals, und erliſcht mit dem Quartal, in welchem der 
Emeritus ſtirbt, oder das Anrecht auf den Zuſchuß verliert. 5 
. §. 10. Ei, 
= Wenn ein Emeritus fein Domizil ins Ausland verlegt, fo muß er zur = 
= es des Zuſchuſſes dorthin die Genehmigung des Konſiſtoriums nach! 
ſuchen. . 5 
ER $. 11. 2 i 
. Der Verluſt des Emeritengehalts zieht auch den Verluſt des Zuſchuſſes 
nach ſich. Wenn ein Emeritus in einem oͤffentlichen Amte wieder angeſtellt 
wird, und das Einkommen der neuen Stelle mit dem ihm verbleibenden Eme⸗ 5 
ritengehalte und dem Zuſchuſſe zuſammengenommen fein fruͤheres bei der Eme⸗ . a 
ritirung zum Grunde gelegtes Dienſteinkommen uͤberſteigt, ſo faͤllt die Zahlung 
des Zuſchuſſes in Hoͤhe des uͤberſchießenden Betrages fort. 2 ; 5 
7 H. 12. N 5 
Die Einnahmen des Fonds ſind: 
az) die Beitraͤge der Geiſtlichen, 
. b) die Zinſen des zu demſelben bereits angeſammelten Kapitals, ; 2 
: c) die Zinfen der aus den nicht verwendeten Einnahmen fich bildenden 
Kapitalien, . a 8 5 
d) der Ertrag von Erbſchaften, Schenkungen, Vermaͤchtniſſen und ſonſti⸗ : 
gen Zuwendungen. „„ 


H. 1 3. 


Die Beiträge der Geiſtlichen werden aus den Einkünften der Stellen in 
zwei Terminen jaͤhrlich, am 2. Januar und 1. Juli, vorausbezahlt. 

Die Hoͤhe des beitragspflichtigen Dienſteinkommens jeder Stelle und 
demgemaͤß die Hoͤhe ihres jaͤhrlichen Beitrags ſetzt das Konſiſtorium feſt. 

Jeder Theilnehmer hat Ein Prozent ſeines feſtgeſetzten Dienſteinkommens 

als jaͤhrlichen Beitrag zum Emeritenfonds zu entrichten. N 

Innerhalb des letzten Hunderts des veranſchlagten Dienſteinkommens 
werden Beträge von weniger als 50 thlr. gar nicht, Betraͤge von 50 Rthlr. 
und daruͤber als ein volles Hundert in Anrechnung gebracht. N 


H. 1 4. 


== Bei Vakanzen und während der Gnadenzeit werden die Beiträge. aus 

den Einkuͤnften der Stelle gezahlt. N ee) : 
Wenn gleichzeitig zwei Geiſtliche gemeinſchaftlich die Einkünfte einer 
Stelle genießen, ſo haben beide (Senior und Subſtitut oder Emeritus und 
Jahrgang 1864. (Ir. 5989-5940.) 76 Ad⸗ 


Gieiſtliche, welche ein Anrecht auf einen Zuſchuß zu ihrem Emeritengehalt 
nicht erlangen oder ſolches wieder verlieren, koͤnnen die Zuruͤckzahlung ihrer bis 
dahin und zuvor geleiſteten Beiträge nicht fordern. Ebenſowenig findet eine 
Zuruͤckerſtattung der geleiſteten Beiträge an ſolche Geiſtliche ftatt, welche einem 

Rufe in eine Stelle außerhalb der Provinz Preußen folgen. „ 
ER . ö 


. Das Konſiſtorium der Provinz fuͤhrt bis auf Weiteres die Direktion und 2 
Verwaltung des Fonds und vertritt die Anſtalt nach Außen, namentlich bei dem 
Erwerb, der Verwaltung und Veraͤußerung von Grundſtuͤcken und Kapitalien. 


. f $ 17. ee | 

Gegen die Verfügungen des Konſiſtoriums ſteht den Betheiligten die 

Beſchwerde bei dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten offen. 1 

Berlin, den 20. Auguſt 1864. | 

Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 

55 Angelegenheiten. . „ 
v. Muͤhler. 


(Ir. 5940.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Auguſt 1864., betreffend die Genehmigung des 1 

RE SE; Reglements über die Bildung und Verwaltung des Emeritenfonds fuͤr die 
S evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Sachfen, 8 5 
= Indem Ich das hierbei zuruͤckgehende, von Ihnen im Einverſtaͤndniſſe mit dem 
„Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath vorgelegte Reglement für, den zur Unterſtuͤtzung 
der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Sachſen zu bildenden Fonds, 
welches mit dem 1. Januar 1865. in Kraft tritt, hierdurch genehmige, verleihe 
Ich dem Fonds zugleich die Rechte einer juriſtiſchen Perſon. SE 
Dieſer Mein Erlaß und das beiliegende Reglement find. in der Geſetz⸗ 
Sammlung abzudrucken. Sa 
Schloß Schönbrunn, den 24. Auguſt 1864. 


. N == Wilhelm. 4 
„„ v. Muͤhler. 3 
An den Miniſter der geiſtlichen ze. Angelegenheiten. 5 


Enmeritenfonds für die evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz 


. Es wird ein Emeritenfonds fuͤr die evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz 
Sachſen gebildet. f ne Se „ 
i Derſelbe tritt mit dem 1. Januar 1865. in Wirkſamkeit. „ 
3 =‘ 2, : ; 3 . 
5 Zweck des Fonds iſt: den daran betheiligten Geiſtlichen in der Provinz 
Sachſen im Falle ihrer ehrenvollen Emeritirung, wenn fie nach tadelloſer Amts⸗ 
führung Alters-, Krankheits- oder Schwachheitshalber mit hinreichendem, von 
der Aufſichtsbehoͤrde anerkannten Grunde in den Ruheſtand verſetzt werden, 
einen lebenslaͤnglichen Zuſchuß zu dem ihnen geſetzlich aus dem Einkommen ihrer 
Pfarrſtelle zuſtehenden Emeritengehalte zu gewaͤhren. . Bag 
Erfolgt die Niederlegung oder die Entziehung des Amtes aus anderen 
Gründen, jo findet ein Anſpruch auf Gewährung eines Zuſchuſſes aus dem . 
Emeritenfonds nicht ſtatt, ebenſowenig ein Anſpruch auf Ruͤckzahlung der ge⸗ 
zahlten Beiträge, 4 5 „ 


Zur Theilnahme an dem Emeritenfonds find berechtigt: alle in dern 
Provinz Sachſen in der pfarramtlichen Seelſorge unwiderruflich angeſtellten or 
dinirten Geiſtlichen (einſchließlich der feſtangeſtellten Huͤlfsprediger), welche dem 
landesherrlichen Kirchenregimente unmittelbar unterworfen ſind, und welche as 
ihrer geiſtlichen Stellung, fie mag als Haupt⸗ oder als Nebenamt, z. B. in Ver⸗ 
bindung mit einem Schulamte, verwaltet werden, ein feſtes Einkommen beziehen, 
auch im Falle ihrer Emeritirung aus dieſem Einkommen ein Ruhegehalt zu 
empfangen haben. „„ e 
x Verpflichtet zur Theilnahme an dem Fonds find alle nach Publikation 
dieſes Reglements neu angeſtellten oder ihre Stellen wechſelnden Geiſtlichen eben 
dieſer Kategorie. a %%% ⁰¶ 
Nicht berechtigt zur Theilnahme an dem Fonds ſind ſolche Pfarr⸗ 
gehuͤlfen und Huͤlfsgeiſtlichen, welche nur widerruflich oder ohne feſtes Einkom⸗ 
men angeſtellt oder nicht ordinirt ſind. 5 . 


Diejenigen gegenwärtig bereits im Amte ftehenden Geiſtlichen, welche 
ihren Beitritt zu dem Fonds nicht bis zum 1. Januar 1865. erklaͤren, haben 
wenn ſie ſpaͤter beitreten wollen, die vollen Beitraͤge vom 1. Januar 1865. 
ab nebſt fünf Prozent Zinſen, von dem jedesmaligen Faͤlligkeitstermine an gerech⸗ 

net, einzuzahlen. 85 | 5 5 


Geiſtliche, welche aus einer anderen Provinz in die Provinz Sachſen be 
rufen werden, oder aus einer zum Beitritt zu dem Emeritenfonds nicht berech y 
tigenden Amtsſtellung in eine ſolche übergehen, welche die Verpflichtung zum 
Beitritt begründet ($. 3.), find zu Nachzahlungen nicht verpflichtet, ſondern 
haben ihre Beitraͤge lediglich vom Beginn desjenigen Quartals an zu entrich? 
ten, in welchem ſie in die neue Stelle eingetreten ſind. a 
$. 6. 3 
Die in der Provinz Sachſen angeftellten Diviſions- und ſelbſtſtaͤndigen 
Garniſonprediger, desgleichen diejenigen Geiſtlichen an Gefangenen⸗, Kranken⸗ 
und Strafanſtalten ꝛc., welche im Falle einer ehrenvollen Emeritirung aus 
anderen Fonds eine Penſion beziehen, koͤnnen gleichfalls das Anrecht auf Ge 
währung eines Zuſchuſſes aus dem Emeritenfonds für ſich erwerben, wenn fie, 
und zwar die bereits Angeſtellten bis zum 1. Januar 1865, die ſpaͤter Ange 
ſtellten innerhalb der erſten drei Monate nach dem Antritt ihres Amtes, ihren 
Beitritt erklaͤren und den entſprechenden Beitrag leiſten. a 4 
5 $. 7. ; 
St Der aus dem Emeritenfonds zu leiftende Zuſchuß zu dem aus dem 5 
Pfarrgehalte erfolgenden Ruhegehalte iſt für alle Geiſtlichen gleich hoch. Ser 
doch darf dieſer Zuſchuß mit Hinzurechnung des Ruhegehalts aus der Stelle 
niemals den Betrag des geſammten Dienſteinkommens uͤberſteigen. 5 
i Diejenigen Geiſtlichen, deren Amtseinnahme die Summe von 300 Tha⸗- 
lern nicht uͤberſteigt, ſind verpflichtet, gegen Empfang des vollen Zuſchuſſes, 
oder eines dem Betrage des geſammten Dienſteinkommens gleichkommenden 

Theils des Zuſchuſſes, das Einkommen der Stelle dem Amtsnachfolger unver⸗ 

kuͤrzt zu uͤberlaſſen. 5 - 
H. 8. 


Ein Anſpruch auf Zuſchuß aus dem Emeritenfonds erwachſt erſt fuͤr 
die nach Ablauf des erſten Jahres des Beſtehens des Fonds in den Ruheſtand 
tretenden Geiſtlichen. f 

Dieſer Zuſchuß betragt, wenn der Eintritt in den Ruheſtand erfolgt: 
1) nach dem 31. Dezember 1865. und vor dem 1. Januar 1867. 
0 — 20 Rthlr. jaͤhrlich, : 4 
2) nach dem 31. Dezember 1866. und vor dem 1. Januar 1868. 
= 52 Rthlr. jährlich, 
3) nach dem 31. Dezember 1867. und vor dem 1. Januar 1869, 
: = 78 Rthlr, jaͤhrlich, 


a re 


a A en 
4) nach dem 31. Dezember 1868. und vor dem 1. Januar 1870, 


= 104 Rthlr. jaͤhrlich, 
5) nach dem 31. Dezember 1869. i 8 


= 130 Rthlr. jährlich. 
9 ; 3 x 
Drei Monate vor Ablauf des Jahres 1870., und darnach weiter von 
ſechs zu ſechs Jahren, findet, unter Zuziehung je eines an dem Emeritenfonds 
mitbetheiligten Geiſtlichen aus jedem Regierungsbezirk der Provinz, eine Revi⸗ 
ſion des Fonds ſtatt, nach deren Befund eine Erhoͤhung, oder, wenn es noͤthig 
ſein ſollte, eine Ermaͤßigung des Zuſchuſſes fuͤr die in den naͤchſten ſechs Jah⸗ 
ren ſtattfindenden Emeritirungen durch den Miniſter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten im Einverſtaͤndniſſe mit dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrathe angeordnet 
werden kann. 
Bei Gelegenheit dieſer Reviſion koͤnnen auch andere Antraͤge auf Ver⸗ 

- änderungen eingebracht werden. 


H. > 10. 


Die Zahlung des Zuſchuſſes erfolgt vierteljaͤhrlich praͤnumerando. Sie 
beginnt mit dem erſten Tage des auf den Eintritt der Emeritirung unmittelbar 
folgenden Kalender-Quartals. Beim Todesfalle verbleibt den Erben des 
Empfaͤngers die Rate des Quartals, deſſen Beginn dieſer erlebt hat. 

Die Zuſchuͤſſe werden dem Empfaͤnger gegen deſſen Quittung von der 
Kaſſe uͤberſandt. ö ö 
i Die Quittung muß von einem an dem Emeritenfonds betheiligten aktiven 
Geiſtlichen oder von einem offentlichen zum Gebrauch eines Dienſtſiegels be— 
rechtigten Beamten dahin beſcheinigt ſein, daß der Empfaͤnger noch am Leben 
iſt, ſich noch im Genuſſe des Emeritengehalts befindet und die Quittung eigen⸗ 
haͤndig unterſchrieben hat. 


H. 11. 

Der Verluſt des Emeritengehalts zieht auch den Verluſt des Zuſchuſſes 
nach ſich. Sollte ein Emeritus in einem oͤffentlichen Amte wieder angeſtellt 
werden, ſo verbleibt ihm der Zuſchuß nur inſoweit, als das Einkommen der 
neuen Stelle mit dem Emeritengehalte und dem Zuſchuſſe zuſammen genommen 
ſein fruͤheres bei der Emeritirung zu Grunde gelegtes Dienſteinkommen nicht 
uͤberſteigt. 

$. 12. f 

Wenn ein Emeritus ſeinen Aufenthaltsort im Auslande waͤhlt, ſo muß 
die Genehmigung zur Verabfolgung des Zuſchuſſes dorthin bei dem Koͤniglichen 
Konſiſtorium nachgeſucht werden. 


; 5 H. 13. 
Die Einnahmen des Fonds ſind: 


a) die jährlichen Beiträge der Geiſtlichen, . 
(Nr. 5940) b) die 


c) der Ertrag von Erbſchaften, Schenkungen, Vermaͤchtniſſen und ſonſi 
gen Zuwendungen. — 8 „ 


5 f §. 14. ö 5 
Die jährlichen Beiträge der Geiſtlichen betragen Ein Prozent des Dienft 
einkommens. Ben = 
- Beträge des Dienſteinkommens unter 50 Rthlr. werden nicht gerechnet. 
Demgemaͤß ſind beiſpielsweiſe von einem Dienſteinkommen von 500 549 Rthlr. 
jahrlich 5 Rthlr., von einem Dienſteinkommen von 550 — 599 Rthlr. jaͤhrlich 
5 Rthlr. zu entrichten. . 

Die Beiträge werden vierteljährlich praͤnumerando am 2. Januar, 
1. April, 1. Juli und 1.-Oktober gezahlt. Sie ſind von den Geiſtlichen auf 
ihre Koſten an den Superintendenten, oder an einen fuͤr dieſes Geſchaͤft von 
dem Konſiſtorium beſonders zu bezeichnenden Synodalempfaͤnger einzuzahlen 
und von dieſem im Erſten Monat jedes Quartals an die Kaffe abzufuͤhren. 

Fur das erſte Jahr nach Errichtung des Fonds werden die Beitraͤge 
des ganzen Jahres bei Eröffnung der Anſtalt praͤnumerando gezahlt. N 


* 


$. 15. 


Die Beitrage der Geiſtlichen werden von dem Konſiſtorium auf Grund 
der bei demſelben befindlichen Nachrichten uͤber die Einnahmen der Stellen, 
niöthigenfalls nach einer billigen Schaͤtzung feſtgeſetzt und wird darnach eine 
Generalmatrikel gefertigt. Aus dieſer Generalmatrikel werden für die einzelnen 
Dioͤzeſen beſondere Heberegiſter ausgezogen und den Superintendenten oder den 
Synodalempfaͤngern zugeſtellt. 5 ee 

En $ 16. 
= Bei der Berechnung des Einkommens kommen folgende Grundſaͤtze zur 
Anwendung: N er 5 
a) Von Stellen, welche dauernd zu einem Pfarrſyſtem gehoͤren, wird das 
Einkommen zuſammengerechnet; das Einkommen ſolcher Stellen, welche 

dem Pfarrer nur fuͤr ſeine Perſon beigelegt ſind, wird beſonders 
5 berechnet. N 

p) Wenn Geiſtliche, welche in der Provinz Sachſen wohnen, in einer 
benachbarten Provinz oder im Auslande Filiale, vereinigte Mutter 
gemeinden oder vagirende Gemeinden zu beforgen haben, fo ift das 
Einkommen dieſer letzteren Stellen bei Bemeſſung des Beitrages zum 
Enmeritenfonds mit in Anſchlag zu bringen. Dagegen koͤnnen auswaͤn⸗ 
tige, nach H. 2. nicht zum Beitritt berechtigte Geiſtliche auch nicht zu 
Beitragen von denjenigen Filialen, vereinigten Muttergemeinden oder 

vagirenden Gemeinden herangezogen werden, welche fie innerhalb der 
Provinz Sachſen zu curiren haben. FC 


) Perſoͤnliche Zulagen, welche Geiſtliche in ihrer Eigenſchaft als Geiſt⸗ 

liche beziehen, ſind dem Beitrage unterworfen und werden beſonders 

berechnet; es kommen jedoch hierbei Beträge unter 50 Rthlr. nicht in 
Wegfall, ſondern es wird davon ein jährlicher Beitrag von 15 Silber⸗ 
groſchen entrichtet. f ö 

d) Das Einkommen von Schulaͤmtern kommt nicht in Berechnung. = 

Wenn einem Geiſtlichen, welcher gleichzeitig ein Schulamt oder 
ein anderes nicht zum Beitritt berechtigendes Amt bekleidet, eine Zulage 
bewilligt iſt, ſo entſcheidet die vorgeſetzte Behoͤrde, welcher Theil der 

Zulage als zum Einkommen der geiſtlichen Stelle gehoͤrig zu be⸗ 
trachten iſt. . 
e) Der einem Emeritus zu zahlende Theil der Pfarreinkuͤnfte wird nicht RE 
dem Inhaber der Pfarre berechnet, ſondern der Emeritus entrichtet 
davon einen beſonderen Beitrag. 

Bezieht der Pfarrer zeitweilig den Ertrag eines bei der Pfarre 
geftifteten Witthums, fo wird dieſer Ertrag bei Feſtſetzung ſeines Bei⸗ 
trages mit in Anrechnung gebracht. 5 ; 

Bei Pfarrvakanzen und Gnadenjahren werden die Beiträge aus den 
Einkuͤnften der Pfarre gezahlt. f 

Adjunkten und Pfarrſubſtituten tragen nach Maaßgabe des ihnen uͤber⸗ 
wieſenen Einkommens bei. l 

$. 17. 

Die der Generalmatrikel zu Grunde gelegten Einkommensſaͤtze werden 
nach Beduͤrfniß von Zeit zu Zeit von Amtswegen einer Reviſion unterworfen 
und danach die Heberegiſter berichtigt. 5 


§. 18. 


N Das Konſiſtorium der Provinz führt bis auf Weiteres die Direktion und 
Verwaltung des Fonds und vertritt die Anſtalt nach Außen, namentlich bei 
dem Erwerb, der Verwaltung und Veraͤußerung von Grundſtuͤcken und 
Kapitalien. . ö | 

Daſſelbe beſtimmt, in welcher Weiſe die Kaſſenverwaltung, die Ae 

führung, die Etatsaufſtellung und Rechnungslegung geführt werden, unter Ge⸗ 
naehmigung des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrathes und des Miniſters der geiſt⸗ 
lichen ꝛc. Angelegenheiten. 85 : 

$ 19. 1 i 
Gegen die Verfuͤgungen des Konſiſtoriums ſteht den Betheiligten die 

Beſchwerde bei dem Miniſter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten offen. 

Berlin, den 20. Auguſt 1864. i f 
Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ = 
Angelegenheiten. „ 
v. Muͤhler. 8 


O. 5940-6941) (Ir. 5941.) 


; chöchſter Erlaß vom 4. September 1864., betreffend einige Abänder 
. der Bundes⸗Kartelkonvention vom 10. Februar 1831. (Gefeß = Samml, 
mi 8s os. A en 2 


er Ai Ihren Bericht vom 4. d. M. will Ich hierdurch dem in der Sitzung 
der Bundesverſammlung vom 2. Juli v. J. gefaßten, wörtlich wie folgt lau⸗ 
tenden Beſchluß: a : — 
die Bundes = Kartelfonvention vom 10. Februar 1831., und nament⸗ 
Er lich den Artikel 8. derſelben dahin abzuaͤndern, daß kuͤnftig, außer der 
. im Artikel 9. der Konvention fuͤr Einlieferung von Deſerteuren und 
mitgenommenen Pferden feſtgeſetzten Prämie, keinerlei Verguͤtung der 
durch die Auslieferung von Deſerteuren entſtehenden Koſten — weder 
fur den Transport, die Bewachung u. ſ. w., noch fuͤr den Unterhalt 
ee der Deferteure und der mitgebrachten Pferde — zu gewähren ſei“, 


Meine Zuſtimmung ertheilen. Zugleich genehmige Ich die mit der Kaiſerlich 
HOeſterreichiſchen Regierung getroffene Verabredung, daß gegenſeitig auch auf 
die im Artikel 9. der Kartelkonvention erwaͤhnte Fangpraͤmie verzichtet wird. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung zu veröffentlichen. 
Baden⸗Baden, den 4. September 1864. 


Wilhelm. 
v. Bis marck⸗Schoͤnhauſen. 


An den Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
2 (R. v. Decker). = 


